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Firrichen Erklärung“ gebildet. Der zweite Satz jener 


Erklrung lautet: „Wir verwerfen die Vermiſchung des Kirchlichen 
und Politiſchen, welche bewußt und unbewußt vielfach ſtattfindet, und 
nehmen für uns als treue Glieder der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 


das Recht in Anſpruch, die kirchlichen Fragen unbeeinflußt durch poli— 
tiſche Sympathien oder Antipathien rein aus der Natur der Sache zu 


beurtheilen. u Der Verfaſſer hat es unternommen, die Stellung des 


einzelnen Chriſten der vorwiegend auf das Politiſche gerichteten Zeit 
gegenüber im Sinne des mitgetheilten Satzes auf der erſten Conferenz 
des evangel.⸗luth. Vereines zu beleuchten. Wenn er ſeinen am zwei— 
hundertjährigen Gedächtnißtage des Todes Paul Gerhardts gehaltenen 
Vortrag auf Wunſch der Conferenz hiemit der Oeffentlichkeit übergiebt, 
ſo geſchieht es in der Abſicht, die Tendenzen des Vereines vor einem 


größeren Kreiſe zu vertreten. Der Verfaſſer darf ſich dabei der Hoff— 


nung hingeben, daß er Verſtändniß für ſeine Gedanken nicht nur in- 


nerhalb des evangeliſch⸗lutheriſchen Vereins der Provinz Hannover, 


ſondern auch bei vielen andern Gliedern der hannoverſchen Landeskirche 
und über die Grenzen derſelben hinaus finden wird, denn er erachtet 
es als ein freudiges Zeichen, daß ſich in der Gegenwart diejenigen 
literariſchen Erſcheinungen mehren, welche politiſche und kirchliche Fra— 
gen im Sinne der oben mitgetheilten Theſe erörtern. Ihnen möchte 


ſich die nachfolgende Arbeit, deren wiſſenſchaftliche Ausführung der 
Verfaſſer ſich vorbehält, als ein kleiner Beitrag zur 1 einer ethi⸗ 


ſchen Frage anreihen. 
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Der Chriſt und das politiſche Gepräge 
der Zeil. 


Die Frage, zu deren Erörterung einige einleitende Gedanken 
auszuſprechen, ich übernommen habe, gehört dem Gebiete der Ethik an. 
Die Löſung ſittlicher Probleme aber iſt nicht ſo leicht, wie vielleicht 
die Löſung mancher andrer wiſſenſchaftlichen Aufgaben, welche dem 
menſchlichen Geiſte zugewieſen werden. Denn bei den ethiſchen Fragen 
handelt es ſich nicht nur um eine Unterſuchung und Feſtſtellung des 
wirklich und thatſächlich vorhandenen und um eine Verknüpfung des⸗ 
ſelben nach den Regeln des Denkens, ſondern dieſe Fragen können nicht 
losgelöſt von der ſittlichen Perſönlichkeit, an der ſie in Erſcheinung 
treten und für die ſie gelten, unterſucht und entſchieden werden. Je 


ausgeprägter aber ein ſittlicher Character iſt und je kraftvoller er ſich 


in der Vertretung ſeiner ſittlichen Ueberzeugung im Leben bewährt hat, 
deſto ſelbſtſtändiger wird er der Entſcheidung über eine einzelne ſittliche 
Frage gegenüberſtehn. Aus dieſem Grunde hat die Erörterung über ein 
Problem der chriſtlichen Ethik für die Verhandlungen einer Conferenz 
gewiß ihre große Schwierigkeit. Meinung wird gegen Meinung mit 
einem gewiſſen Anſpruch auf Gleichberechtigung ſtehn, und es kann in 
dieſem Streite der Meinungen die eine Form des Beweiſes der Wahr— 
heit, welche in der Bethätigung des chriſtlichen Lebens beſteht, in den 
wenigen Stunden des Beiſammenſeins nicht erbracht werden. 

Die Frage, die uns beſchäftigen ſoll, hat aber ihre beſondere 
Schwierigkeit noch dadurch, daß die Stellung derſelben zu ihrer Vor— 
ausſetzung ein Intereſſe und Verſtändniß für das ſtaatliche Gemeinwe— 
ſen und für das politiſche Leben überhaupt hat, welches über das rein 
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perſönliche und über das häusliche Intereſſe hinausgeht. Die Frage, 


wie ſich der Chriſt zu der Politik zu ſtellen hat, gehört nicht zu den 4 


erſten Fragen der chriſtlichen Sittlichkeit und die Forderung des rech⸗ 
ten politiſchen Verhaltens des Chriſten gehört nicht zu jenen primiti⸗ 
ven Forderungen des Chriſtenthums, deren Beachtung und Befolgung 
Sache auch des einfachſten chriſtlichen Gemüthes iſt. Unſer Thema ent⸗ 
hält vielmehr eine Frage, die ſich an die Gebildeten unſeres . | 
Volkes wendet. 

Möchte es ſchon aus dieſem Grunde nicht ungerechtfertigt erſchei⸗ 
nen, wenn in dieſer Verſammlung über den beregten Gegenſtand Ver⸗ 
handlungen gepflogen werden ſollen; ſo iſt die Veranlaſſung, ein ſolches 
Thema zur Erörterung zu ſtellen, doch eine ganz andre; ſie liegt in 
den Ereigniſſen der Gegenwart und in der Signatur, welche die Zeit 


trägt, in der wir leben. Ich brauche nur hinzuweiſen auf die ſtaat⸗ 


liche Vereinigung unſrer bis dahin politiſch ſelbſtſtändigen engern Hei⸗ 


math mit dem preußiſchen Staate, auf die Gründung des deutſchen 


Reiches und die im Zuſammenhange damit ſtehende neuere Geſetzge— 
bung, um zu conſtatiren, daß wir in ein Stadium der ſtaatlichen Ent⸗ 
wicklung unſeres deutſchen Volkes eingetreten find, wie es von ähnli⸗ 
cher Bedeutung wohl kaum in einem Decennium der frühern Geſchichte 
gefunden werden dürfte. Die Politik und das Intereſſe an derſelben 
beherrſcht in der Gegenwart einen großen Theil unſrer Nation und 
drückt unſrer Zeit ein ganz eigenthümliches Gepräge auf, das im ſchar⸗ 
fen Contraſte mit der Phyſiognomie früherer Zeiten ſteht. Es iſt un⸗ 
möglich, daß irgend jemand, der mit Bewußtſein im Leben ſteht und 
die Dinge, die um ihn her vorgehen, beobachtet, von dieſen gewaltigen 
geſchichtlichen Ereigniſſen und den Verändere die ſie hervorgebracht, 
ſollte unberührt geblieben ſein und ſich in völliger Theilnahmloſigkeit 
dieſer Entwicklung gegenüber ſollte verhalten haben oder noch verhalten 
können. Auch der Chriſt, der ſeine Tage nicht in Apathie verlebt, 
fühlt ſich durch dieſe Dinge berührt. Was liegt im näher, als daß er 
ſich Klarheit über die ihm zukommende Stellung in der politiſchen Ge⸗ 
genwart und über das richtige Verhalten ihr gegenüber zu verſchaffen 

ſucht! — Es will mir alſo ſcheinen, daß die Erörterung unſeres The- 
mas nicht willkürlich in unſern Tagen provozirt wird, und daß eine 
Verhandlung über dasſelbe nicht ohne Nutzen zur Klärung der Anz 
ſchauungen und Stimmungen chriſtlicher Gemüther ſein kann. 


Für den evangeliſch⸗lutheriſchen Verein liegt aber eine ganz beſon⸗ 


dere Veranlaſſung vor, auf feiner erſten Verſammlung die beregte 


Frage zu beſprechen. In der von ihm ausgegebenen „öffentlichen Er- 
klärung“ liegt der Schwerpunkt in der ausgeſprochenen Verwerfung 
der Vermiſchung des Kirchlichen und Politiſchen, welche bewußt und 


unbewußt vielfach ſtattfindet. Dieſe Vermiſchung, wie ſie namentlich 
auch innerhalb unſrer Landeskirche wiederholt hervorgetreten, und die 


Gefahr, die darin für dieſelbe und deren ungeſchmälerten Beſtand lag, 
iſt bekanntlich die hauptſächlichſte Veranlaſſung zur Gründung unſeres 
Vereines geweſen. Es ſcheint nicht ungerechtfertigt, den damals von 
uns ausgeſprochenen Grundſatz nach verſchiedenen Seiten hin zu beleuch- 
ten und ſeine Wahrheit nachzuweiſen; ja es ſcheint dies für den Ver⸗ 
ein um ſo mehr geboten, als man von Gegnern desſelben gar oft die 
Behauptung ausgeſprochen hört, der Verein mache ſich in ſeinen Mit⸗ 
gliedern gerade derſelben Vermiſchung des Politiſchen und Kirchlichen 
ſchuldig, gegen welche er ſich öffentlich erklärt. Wäre dieſer Vorwurf 
begründet, wahrlich er wäre der ſchlimmſte, welcher uns gemacht wer⸗ 
den könnte! Auch um deswillen wird eine abermalige Prüfung und 
Klarſtellung der von uns ausgeſprochenen Tendenz am Orte ſein. 


Wenn ich es nun unternehme, eine Seite der in Frage ſtehen⸗ 
den Forderung, nämlich die Stellung, die der einzelne Chriſt dem po⸗ 
litiſchen Gepräge der gegenwärtigen Zeit gegenüber einzunehmen hat, 
einer Unterſuchung und Beleuchtung zu unterziehen, ſo darf ich dabei 
auf Ihre gütige Nachſicht und geneigtes Wohlwollen rechnen und bitte 
Sie ausdrücklich darum. 


Von der Stellung des Chriſten zur politiſchen Gegenwart, alſo 
zur Politik, ſoll ich ſprechen. Geht den Chriſten das Politiſche und 
die Quelle desſelben, das Staatliche, überhaupt an, darf er zu dem 
Staate, dem er angehört, eine poſitive Stellung einnehmen und hat 
er ſich ihm gegenüber nicht vielmehr lediglich negativ zu verhalten? 
Iſt nicht der Staat eine Einrichtung des Diesſeits und trägt er nicht 
an ſich alle Spuren der Weltförmigkeit? Selbſt wenn der Chriſt in 
dem Staate noch nicht die Erſcheinung des apokalyptiſchen Thieres 
aus dem Abgrunde erkennt, wie freilich noch in der Gegenwart von 
vielen geſchieht, liegt nicht feine Aufgabe auf einem ganz andern Ge⸗ 
biete und wendet ſich nicht ſein Intereſſe den ewigen und himmliſchen 


Gütern zu, gegen welche er dieſe irdiſchen Dinge für Schaden zu achten 
berechtigt und verpflichtet iſt? 

Allerdings iſt zu verſchiedenen Zeiten, wenn auch in verſchiedener 
Form dieſe Anſchauung in der Chriſtenheit hervorgetreten und hat 
in der mittelalterlichen Kirche unter der Geſtalt der asketiſchen Welt⸗ 
flucht Geltung und das Anſehn beſonderer Heiligkeit und Verdienſt⸗ 
lichkeit verſchafft. Es iſt eben nicht Jedermanns Ding, der Aufgabe 
nachzukommen, welche der Herr ſeinen Jüngern geſetzt, wenn er ſie 
das Salz der Erde und das Licht der Welt nennt. Es iſt viel leich- 
ter, in der Enge ſelbſtgezogener Schranken ſeine Anſchauungen zu ver- 
treten und ſeine Ueberzeugung zu bethätigen, als mitten in dem 
Strome des Lebens das Ziel ſeiner himmliſchen Berufung unverrückt 
im Auge zu behalten und ſeinem Gott an der Stelle zu dienen, an 
welche dieſer ihn geſtellt hat. Auch iſt nicht ein jeder ſtark genug, 
das Gewicht des apoſtoliſchen Wortes zu tragen und zu vertragen: 
Alles iſt euer! ie 

Gleichwohl behalten die angeführte Gedanken der Schrift für den 
Chriſten ihre volle und unbeſchränkte Gültigkeit. Ja, mit Bezug auf 
die ſtaatlichen Einrichtungen darf der Chriſt die ausgeſprochen Grund- 
ſätze um jo zuverſichtlicher für ſich und fein Handeln in Anſpruch neh- 
men, als dieſelben ebenfalls auf Grund der Schrift ſich zwar auf der 
einen Seite als „menſchliche Ordnungen“ darſtellen, aber doch auf der 
andern Seite als Ausdruck des göttlichen Willens anerkannt werden 
müſſen. Die ſtaatlichen Dinge find alſo nicht Ausgeburten des Wider- 
göttlichen, und das Intereſſe für politiſche Dinge kann unmöglich an 
ſich im Widerſpruch mit den Forderungen der chriſtlichen Sittlichkeit 
ſtehn. Das ſind Urtheile, welche ſich unzweideutig auf die Schrift 
und das Bekenntniß unſrer Kirche gründen. Ja, wären alle übrigen 
Errungenſchaften der Reformation von nur vorübergehendem Werthe, 
jener gewaltigen Zeit würde doch ein bleibender Einfluß auf die Ent— 
wickelung menſchlicher Dinge dadurch geſichert bleiben, daß ſie die 
Stellung des Chriſten zu den natürlichen Dingen in das rechte Licht 
geſtellt und namentlich auch über das Verhältniß desſelben zu den 
ſtaatlichen Inſtitutionen klares und unzweideutiges Zeugniß abgelegt 
hat. Ich erinnere in dieſer Beziehung an den 16. Artikel der Augs⸗ 
burgſchen Confeſſion, wo die ſtaatlichen Inſtitutionen als gute Werke 
Gottes bezeichnet und den Chriſten das Recht zugeſprochen wird, obrig- 
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keitliche und andere ſtaatliche Aemter ohne Sünde zu übernehmen und 
zu führen. Dem gegenüber müßte es doch wohl als eine Verkümme— 
rung der chriſtlichen Freiheit und als eine Abirrung von der evange— 
liſchen Anſchauung angeſehen werden, wenn man dem Chriſten im 
Ernſt das Recht, ſich um politiſche Dinge zu bekümmern, abſprechen 
wollte. Im Gegentheil, der lutheriſche Chriſt iſt auf Grund 
der Schrift und des Bekenntniſſes feiner Kirche be— 
rechtigt, ſein Intereſſe an der ſtaatlichen Einrichtung 
und politiſchen Entwicklung feines Volkes zu bekunden 
und zu bethätigen. 

In der That wird dieſer Satz von Niemandem, der lutheriſch 
denkt, angefochten oder verworfen werden; vielmehr herrſcht in den 
Kreiſen ernſter Chriſten eine nicht zu verkennende Einhelligkeit darüber, 
daß das ſtaatliche und politiſche Intereſſe des Chriſten ſich in einer 
ganz beſtimmten Sphäre des ſittlichen Handelns zu bethätigen habe. 
Indem man an die bekannten Vorſchriften der heiligen Schrift ſich 
anſchließt, bezeichnet man als innerhalb dieſer Sphäre liegend den Ge— 
horſam gegen die Obrigkeit, als einer von Gott verordneten Inſtitu- 
tion, die Entrichtung der Abgaben und die Fürbitte für die Könige 
und für alle Obrigkeit. Ohne Zweifel werden damit Forderungen 
bezeichnet, welche unzweideutig das ſittliche Verhalten des Chriſten den 
ſtaatlichen Einrichtungen gegenüber angehn. Wie wichtig die Erfüllung 
dieſer Pflichten nach lutheriſcher Anſchauung iſt, geht ſchon allein aus 
der einen Thatſache hervor, daß Luther bei der Auslegung des vier— 
ten Gebotes neben die Eltern auch die Herren ſetzt, wozu doch an ſich 
in dem Gebote ein zwingender Grund nicht vorhanden war. 

Gewiß iſt es doch auch nur vorübergehend vorgekommen, daß man 
dieſe Forderungen nicht beachtet hat. Eine prinzipielle Negirung der— 
ſelben würde ja nichts Geringeres, als einen offnen Widerſpruch mit 
den Vorſchriften der heil. Schrift bedeuten. Aber man wird es be— 
greiflich finden, wenn in Zeiten ſo großer politiſcher Umwälzungen, 
wie wir ſie erlebt haben, eine gewiſſe Rathloſigkeit und Unſicherheit 
in Bezug auf die Beurtheilung politiſcher Dinge in den Kreiſen auf— 
richtiger Chriſten vorübergehend Platz griff. Jene Ereigniſſe trafen 
uns vollkommen unvorbereitet; alten, lieb gewonnenen Gewohnheiten 
mußten wir entſagen und ſtanden neuen, unfertigen und ungeordneten 
Verhältniſſen gegenüber, deren Werth nicht gleich damals für jeden 
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einleuchten konnte. Kanns unter ſolchen Umſtänden verwunderlich er⸗ 
ſcheinen, wenn in vielen Kreiſen eine unverkennbare Zurückhaltung der 
politiſchen Neuordnung gegenüber ſich geltend machte? Gewiß würde 
das Gegentheil vielmehr eine wunderliche Erſcheinung geweſen ſein. 
Es wird nunmehr aber auch verſtändlich, wenn unter ſolchen 
Erfahrungen von mancher Seite behauptet wird, daß die Aufgabe des 
Chriſten nach dieſer Seite hin ausſchließlich in dem äußeren, paſſiven 
Gehorſam, in dem Zahlen der Abgaben und in der allgemeinen kirch⸗ 
lichen Fürbitte für die Obrigkeit aufgehe, daß ein darüber hinausgehendes 
Intereſſe als eine Verquickung des Chriſtlichen mit dem Weltlichen, 
des Kirchlichen mit dem Politiſchen zu betrachten ſei, welche, wenn ſie 
wirklich einträte, als ein großer Schaden für den Chriſten und für 
die Sache des Herrn betrachtet werden müßte. Wir dürfen eine in 
dieſer Richtung ausgeſprochene Befürchtung zunächſt als den Ausdruck 
einer richtigen Erkenntniß bezeichnen, welche der Eintritt der neueſten 
politiſchen Bewegung hervorgerufen hat. Denn allerdings kann nicht 
geleugnet werden, daß vor dieſem Ereigniſſe wenigſtens im Norden 
Deutſchlands eine üble Verquickung der bezeichneten Art namentlich auch zur 
Beförderung dynaſtiſcher Zwecke in vollſter Blüthe ſtand. Die veränderte 
Geſtaltung der politiſchen Verhältniſſe führte wie von ſelbſt zur Nüch⸗ 
ternheit und forderte zu einem Beſinnen über die Frage auf, welche 
Anforderungen denn nun eigentlich an den Chriſten in Bezug auf 
ſein Verhalten gegen die ſittliche Gemeinſchaft des Staates zu machen 
ſeien. Wenn nunmehr und oft mit einer gewiſſen Schärfe betont wurde, 
daß dieſe Dinge und eben nur dieſe von dem Chriſten gefordert 
werden könnten von Seiten des Staates, ſo iſt darin zunächſt die 


ſittliche That der Beſcheidung und des Gehorſams unter ſchwierigen 


Verhältniſſen nicht zu überſehen. Wir laſſen dieſer Beſcheidung alle 
Gerechtigkeit widerfahren und verkennen den ſittlichen Werth eines 
ſolchen Gehorſams ſelbſt dann nicht, wenn er, wie bei Vilmar, als 
ein äußerer, durch die vis major erzwungener auftritt, „der ſich in das 
Unvermeidliche fügt, um nichts Schlimmeres ertragen zu müſſen.“ Die 
ehrliche Entſchließung, den Geboten der heiligen Schrift auch in dieſen 
Stücken nachzuleben, wird es dem Chriſten zur ſittlichen Pflicht machen, 
dem Kaiſer wirklich zu geben, was des Kaiſers iſt und ihm nicht das 
Seine vorzuenthalten; namentlich aber wird der ſittliche Entſchluß, an 


dem Gebete für die Obrigkeit theilzunehmen, eine Betheiligung an der 
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Schmähung und Läſterung derſelben oder gar an der Auflehnung wi⸗ 
der dieſelbe zur Unmöglichkeit machen. 

Dennoch aber liegt es auf der Hand, daß man ſich mit der vor— 
hin bezeichneten Beſchränkung keineswegs innerhalb des vollen bibliſchen 
Gedankenkreiſes bewegt. Wenn der Herr der Forderung: Gebet dem 
Kaiſer, was des Kaiſers iſt! unmittelbar die andre hinzufügt: und 
Gott, was Gottes iſt! ſo muß zwiſchen ihnen eine geiſtige Wechſelwir— 
kung ſein, und man kann der einen nicht nachkommen, wenn man die 
andre nicht beachtet. Auch ſollte ich meinen, die Fürbitte für die 
Obrigkeit habe zu ihrer Vorausſetzung ein poſitives Intereſſe an dem 
Beſtande und dem Wohlergehen derſelben und die Forderung „um des 
Herrn willen“ oder „um des Gewiſſens willen“ der Obrigkeit unter- 
than zu ſein, wie ſie die Schrift aufſtellt, weiſe deutlich genug darauf 
hin, daß es dabei weſentlich auf den Sinn ankomme, in dem ſie geſchehen, 
und auf das Herz, mit dem ſie gehandelt werden. Mag man bei 
einem unerwünſchten Wechſel der obrigkeitlichen Herrſchaft den Ge— 
horſam gegen die neue Ordnung ſich dadurch erleichtern, daß man in 
der Veränderung eine Strafe Gottes vermuthet und den Gehorſam 
als eine Bußübung auffaßt, wie wirklich geſchehen, auf die 
Dauer wird man dieſe Stellung nicht behaupten können einer politi— 
ſchen Neubildung gegenüber, mit deren Rechtsbeſtändigkeit die Früchte 
der Ordnung und der gemeinſamen ſittlichen Arbeit ganz von ſelbſt 
zeitigen. Jene proclamirte Aeußerlichkeit genügt alſo keineswegs für 
das ſittliche Handeln des Chriſten in Bezug auf politiſche Fra- 
gen, auch wenn wir uns denſelben mit der einfachſten Erkenntniß 
ausgerüſtet denken. Die Berechtigung des Chriſten an den 
politiſchen Dingen beſchränkt ſich alſo nicht auf die 
äußerliche Erfüllung der in der heiligen Schrift nam— 
haft gemachten Pflichten gegen die Obrigkeit, er wird 
denſelben auch ein inneres geiſtiges Intereſſe entge- 
gentragen dürfen. 

Dies geſchieht denn nun auch in Wirklichkeit. Die geiſtigen In⸗ 
tereſſen auch des Chriſten gehen über die Befriedigung des ihm zunächſt 
liegenden religiöſen Bedürfniſſes hinaus. Je größer das Maß der 
Bildung iſt, das ihm zu Teil geworden, deſto vielſeitiger werden auch 
die Intereſſen ſein, welche ſeinen Geiſt beſchäftigen; denn das Leben, 
in das wir hineingeſtellt ſind, iſt ſo verwickelt, daß es niemand in ſei— 
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ner Hand hat, die Summe der Vorſtellungen, die ihn beſchäftigen ſol⸗ 
len, im Voraus zu beſtimmen. Vielſeitigkeit des Intereſſes aber ft 
die erſte Anforderung, die wir an die Bildung zu ſtellen haben. | 
In einer Zeit aber, wie der unſrigen, wo die Politik fo unzwei⸗ 
felhaft in den Vordergrund der geiſtigen Intereſſen getreten, wo ein 
großer Theil der geiſtigen Nahrung, die der Gebildete täglich genießt, 
in den Erörterungen der politiſchen Tagespreſſe beſteht, müßte es wirk— 
lich wie mit einem Wunder zugehn, wenn das alles ſpurlos an ihm 
vorübergehen ſollte. In Wirklichkeit geſchieht dies auch nicht. Wohin 
man hört, kann man erfahren, daß jeder ſeine beſtimmte Stellung zu 
den politiſchen Fragen der Gegenwart genommen. Die Wärme, mit 
welcher der eingenommene Standpunkt vertreten zu werden pflegt, und 
die ſich oft bis zur Leidenſchaftlichkeit ſteigert, iſt das ſicherſte Zeichen, 
daß es ſich dabei um Dinge handelt, welche keineswegs von indifferen- 
tem Werthe im ſittlichen Urtheile der Betheiligten ſind. Es geht 
daraus das Doppelte hervor, daß für den Gebildeten das politiſche 
Leben ſeines Volkes ein Gegenſtand des Intereſſes ſein muß und daß 
der gebildete Chriſt ſich dieſem Intereſſe nur unter der Bedingung 
einer Selbſttäuſchung glaubt verſchließen zu können; und es hieße Chri⸗ 
ſtenthum und Bildung in einen ſich ausſchließenden Gegenſatz zu einan— 
der ſtellen, wollte man dem Chriſten die Berechtigung eines Intereſſes 
an den politiſchen Zeit- und Streitfragen abſprechen. Dies weiterge- 
hende Intereſſe an ſich bereits mit dem Namen des Abfalls vom 
Chriſtenthum bezeichnen, hieße denn doch in eine Anſchauung wieder 
zurückfallen, von der uns die Reformation für immer befreit haben 
ſollte. Nein, der Chriſt wird je nach dem Maße ſeiner Bil⸗ 
dung und ſeiner Neigung den politiſchen Fragen mit ge⸗ 
ringerem oder größerem Intereſſe ſich zuwenden, und er 
hat auch dazu ein Recht. | 
Vielleicht wird man auch dieſem Satze im Prinzipe zuſtimmen; 
allein man wird das Intereſſe, das man dem Chriſten als ſein Recht 
vindizirt, eben nur in der Form des Intereſſes gelten laſſen wollen. 
Namentlich in einer politiſch ſo aufgeregter Zeit, wie die unſrige iſt, 
wird man verlangen, der aufrichtige Chriſt ſolle lediglich die Rolle des 
Beobachters und gelegentlich des ſittlichen Beurtheilers und Sittenrich— 
ters übernehmen; im Uebrigen aber komme es ihm nicht zu, ſein po⸗ 
litiſches Intereſſe activ zu bethätigen. Höchſtens in einigen akuten 
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Augenblicken, die man ſich übrigens dann nicht zu ſelten eintretend 
denkt, etwa wenn der Kirche, oder dieſer oder jener altehrwürdigen 
Einrichtung Gefahr drohe, dürfe auch der Chriſt nicht zurückbleiben, ſon— 
dern müſſe von ſeinen politiſchen Rechten Gebrauch machen und ſein 
politiſches Intereſſe durch Agitationen, Petitionen u. dgl. mit der That 
bekunden. Dann aber gelte es auch, daß der Chriſt die eine beſtimmte 
politiſche Ueberzeugung vertrete, welche ſich als die ſpecifiſch chriſtliche 
documentire; wer zu der gegneriſchen politiſchen Partei ſich ſchlage, ſo 
hört man dann urtheilen, könne es unmöglich mit dem Chriſtenthume 
ernſt nehmen, ſonſt würde er nicht mit den Ungläubigeu am fremden 
Joche ziehn. Das politiſche Bekenntniß wird damit zum Schiboleth 
des kirchlichen Standpunktes und dieſer wieder zum Motiv für das po- 
litiſche Handeln gemacht. 

Sehen wir dabei von der Inconſequenz dieſes Standpunktes ab, 
die ſich darin zeigt, daß man im Prinzip die Betheiligung des Chriſten 
an dem politiſchen Parteileben verwirft und doch gelegentlich von einer 
politiſchen Partei ſich ins Schlepptau nehmen läßt; uns intereſſirt da- 
ran die Thatſache, daß wer fein Intereſſe an politiſchen Dingen be- 
thätigen will, dies eben im Anſchluß an eine politiſche Partei thun 
muß, weil das politiſche Leben, wie es wenigſtens dermalen iſt, zugleich 
als. Parteileben ſich vollzieht. Auch der Chriſt wird alſo in das 
politiſche Parteileben eintreten müſſen, wenn er Poli— 
tik treiben will, und wird es dürfen, wenn er ſich mit 
Politik befaſſen darf. 

Aber welcher Partei hat er beizutreten? Antwortet man: „Der 
ſpecifiſch chriſtlichen“; fo darf ich weiter fragen: Welche politiſche Par⸗ 
tei iſt die ſpecifiſch chriſtliche? 5 

Wurde dieſe Frage vor 12 Jahren geſtellt, ſo erhielt man in 
Norddeutſchland faſt allgemein eine ſehr poſitive Antwort. Der damals 
in Preußen herrſchenden Partei war es gelungen, ſich und ihren Geg— 
nern jo ſehr die Solidarität der chriſtlichen und der politiſch-conſerva— 
tiven Intereſſen einzureden, daß diejenigen Chriſten, welche von einer 
ſolchen Solidarität ſchon damals nichts wiſſen wollten — es waren 
meiſt ſüddeutſche Lutheraner — darüber aufs Schärfſte angegriffen 
wurden. Man redete ſich eben bei uns ein, die conſervative Partei, 
deren Mitglieder wenigſtens in Preußen zum großen Theile auch ein 


Herz für die Kirche hatten, ſei die ſpecifiſch chriſtliche. Die demokra⸗ 
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tiſche Partei dagegen ſei prinzipiell eine Sünde gegen das vierte Gebot 
und Stahl ſprach allen Ernſtes den Satz aus: „Die Kirche nach 
ihrer äußern Exiſtenz ſtehe mit der Legitimität und falle mit der Re⸗ 
volution.“ | 

Fügt es Gott, daß die gegenwärtig bei uns herrſchende politische 
Partei noch auf lange im Beſitz ihrer politiſchen Stellung und Be⸗ 
deutung bleibt, ſo wird es nicht ausbleiben, daß man von einer Soli⸗ 
darität der chriſtlichen und der politiſch-liberalen Intereſſen zu reden 
beginnen wird. Jedenfalls iſt nicht zu leugnen, daß man in liberalen 
Kreiſen mehr als früher den kirchlichen Fragen ſich zuwendet und de— 
ren Bedeutung für das Parteiintereſſe nicht mehr im gleichen Maße, 
wie früher unterſchätzt. Es darf auch nicht daran gezweifelt werden, 
daß künftige Generationen die Verdienſte, welche ſich die liberale Partei 
um die Entwicklung unſrer Nation erworben hat, nicht verkennen wer⸗ 
den; die Erhaltung ihres politiſchen Einfluſſes wird dann wie jetzt der 
Wunſch auch eines Chriſten ſein können. England zum Wenigſten, 
deſſen politiſche Verhältniſſe wir uns doch ſo gern zum Muſter dienen 
laſſen, giebt den Beweis, daß das Chriſtenthum keineswegs prinzipieller 
Gegner des Liberalismus iſt und daß dieſer es dem aufrichtigen Chriſten 
unmöglich mache, die politiſchen Tendenzen desſelben zu vertreten und 
zu befolgen. 

Möglich jedenfalls wäre es, daß auch noch andre politiſche Partei⸗ 
gruppen, welche ſich im politiſchen Leben unſeres Volkes gebildet haben, 
falls die kirchlichen Intereſſen mehr im Vordergrunde des geiſtigen Le- 
bens ſtänden, von einer Solidarität ihrer und der chriſtlichen Intereſſen 
ſprechen könnten. Es iſt männiglich bekannt, wie weit eine der ge⸗ 
ſchloſſenſten politiſchen Parteien der Gegenwart ſolche Solidarität in 
Bezug auf die katholiſche Kirche zur Schau trägt. Es kann ferner 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß unſre geſammte Cultur auf der 
Baſis der chriſtlichen Anſchauung erwachſen iſt, ſo daß wohl eine Ver⸗ 
bindung zwiſchen jener und dieſer gefunden werden könnte. Aber wäre 
damit wirklich bewieſen, was man als Forderung geltend macht? 

Eine politiſche Partei, welche die ſpecifiſch chriſtliche wäre, giebt es 
nicht und kann es nicht in einem chriſtlichen Volke geben; darum iſt 
es auch unmöglich, von vornherein zu beſtimmen, welcher politiſchen 
Partei ſich der Chriſt unter allen Umſtänden anſchließen müßte. Es iſt 
mit aller Entſchiedenheit feſtzuhalten, daß Chriſten in jeder politiſchen 
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Partei, die nicht die Fahne des Aufrufes erhebt, gefunden werden kön⸗ 
nen, daß dieſe ſich dahin nicht etwa verirrt zu haben brauchen, ſondern 
mit vollem und klarem Bewußtſein unter Wahrung ihres chriſtlichen 
Charakters die Zwecke und Ziele dieſer politiſchen Partei verfolgen 
können. Ich nehme keinen Anſtand, davon auch ausdrücklich die poli⸗ 
tiſche Partei des Centrums nicht auszunehmen, ſo entſchieden ich mich 
mit meinen Anſchauungen im Gegenſatz weiß zu den politiſchen und 
kirchlichen Tendenzen, die dieſe Partei verfolgt. Von der Zugehörig— 
keit eines Chriſten zu einer der vorhandnen politiſchen Parteien iſt alſo 
keineswegs ein ſichrer Schluß auf ſeine Stellung zum Chriſtenthume 
zu machen und der Satz: Der politiſche Parteiſtandpunkt 
des Chriſten iſt unabhängig von feinem Glaubens be— 
kennt niſſe, wie umgekehrt dieſes von jenem, iſt als eine Wahrheit 
hinzuſtellen, welche auf unbedingte Geltung Anſpruch erheben darf, ſo 
wenig dieſelbe in der Gegenwart noch zur Anerkennung und zur Wirk⸗ 
lichkeit gekommen zu ſein ſcheint. | 

Denn allerdings verſäumen manche die in jenem Satze ausge⸗ 
ſprochene ſittliche Forderung. Wir haben es in unſrer nächſten Nähe 
erleben müſſen, daß ein politiſcher Verein ſich als Garanten der Or⸗ 
thodoxie aufſpielen konnte und daß man ſeine Organiſation benutzte, um 
die Prinzipien eines Vereins zu bekämpfen, der ſich als ein kirchlicher 
bezeichnet, während wiederum die nationalen Parteien aus politiſchen 
Gründen ihre Flügel über den Proteſtantenverein breiteten. War es 
doch ſo weit gekommen, daß man für reichsfeindlich galt, wenn man 
ſich zur Kirche hielt, und auf unioniſtiſche Tendenzen hin angeſehen 
wurde, wenn man kein politiſcher Partikulariſt war. 

Ich zweifele nicht daran, daß dieſe Zuſtände bei uns um ihrer 
innern Unwahrheit willen auf die Dauer ſich nicht halten werden. Es 
iſt hier nicht meine Aufgabe, politiſche Wünſche und Hoffnungen aus⸗ 
zuſprechen, aber es kann doch als eine Möglichkeit hingeſtellt werden, 
daß mit dem Schwinden des politiſch ſelbſtſtändigen Partikularismus 
auch der Partikularismus der politiſchen Parteien mehr und mehr 
ſchwindet, daß auf der gemeinſamen nationalen Baſis der ſtaatlichen 
Entwicklung unſres Volkes die politiſchen Gegenſätze wie in England 
im Weſentlichen zwei Gruppen bilden werden; auf welcher Seite wird 
dann der Chriſt bei uns zu finden ſein und zu welcher Partei wird er 
dann gehören, zur conſervativen oder zur liberalen? 
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M. H Seine chriſtliche Ueberzeugung wird ihn weder auf die 
eine noch auf die andre Seite ſtellen und ſein Verhältniß zu Chriſto 
wird ihn weder in die eine Partei noch in die andre drängen. Seine 
politiſche Parteiſtellung wird nicht von ſeinem religiöſen, ſondern von 
ſeinem politiſchen Bekenntniß abhängen, dieſes aber iſt bedingt durch 
das Maß der politiſchen Einſicht, die er ſich auf Grund ſeiner hiſtori— 
ſchen und anderweitigen Studien erworben, die ſich bei ihm im Ver⸗ 
kehre mit politiſch bewährten Perſönlichkeiten gebildet. Sein politiſcher 
Standpunkt wird abhängen von der ſocialen und amtlichen Stellung, 
die ihm zugewieſen iſt, und von den politiſchen Intereſſen derjenigen 
Kreiſe, deren natürlicher Sachwalter er iſt. Es kann nicht genug be⸗ 
tont werden, die politiſche Ueberzeugung des Chriſten und ſeine politiſche 
Parteiſtellung iſt von ſeinem Chriſtenthume nicht abhängig. Noch viel 
weniger aber das Maß ſeiner politiſchen Einſicht von dem Maße ſeiner 
chriſtlichen Erkenntniß. Allerdings iſt die wunderliche Meinung aus⸗ 
geſprochen, die Erleuchtung durch den Geiſt Gottes gebe dem Chriſten 
auch einen zuverläſſigen politiſchen Scharfblick. Aber die Erfahrung 
belehrt uns vielmehr, daß jemand ein aufrichtiger und eifriger Chriſt 
und doch ein höchſt einfältiger und in ſeinem verkehrten Eifer nicht 
ungefährlicher Politiker ſein kann, gerade ſo wie jemand ein guter 
Menſch und doch ein herzlich ſchlechter Muſikant ſein kann. 

Uebt denn nun aber die religiöſe und ſittliche Ueberzeugung des 
Chriſten auf ſein politiſches Handeln und auf die Bethätigung ſeiner 
politiſchen Geſinnung im Leben gar keinen Einfluß aus? — Es wäre 
ſchlimm beſtellt um die ſittigende Macht des Glaubens, wenn ihm das- 
jenige Gebiet geiſtiger Intereſſen, welches unſrer Zeit ihr eigenthüm⸗ 
liches Gepräge aufdrückt, verſchloſſen bleiben müßte. Nein, auch als 
Politiker hat der Chriſt ſich als eine chriſtlich-geläuterte Perſönlichkeit 
zu erweiſen. 

Dieſer Erweis ſtellt ſich vor allen Dingen ſo dar, daß der Chriſt 
die richtigen Grenzen des Werthes, den das Politiſche für ihn hat, 
nicht außer Acht läßt. Wohl hat er ein Recht an dasſelbe, denn er 
hat es alles Macht, es ſoll ihn aber nichts gefangen nehmen; auch nicht 
die Politik. | 

Es liegt für jeden Menſchen eine Gefahr vor, daß er jeine be- 
ſondern Neigungen und Intereſſen zum Maßſtabe des Werthes aller 
andern Dinge macht. Ganze Berufskreiſe verfallen nicht ſelten dieſer 
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Einſeitigkeit. Größer noch wird die Gefahr für den Einzelnen, wenn 
ein ganzes Zeitalter ſich einer ähnlichen Einſeitigkeit ſchuldig macht. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß eine Gefahr für unſre Zeit vorhanden 
iſt, ſolcher Einſeitigkeit zur Beute zu fallen, da das geſammte geiſtige 
Intereſſe des letzten Decenniums von dem Intereſſe an der Politik 
und der ſtaatlichen Einrichtung unſeres Volkes wenn nicht abſorbirt, ſo 
doch dieſem ſubordinirt wird. Unſre Zeit trägt eben durchaus das Ge— 
präge des Politiſchen an der Stirn. Man wird das begreiflich finden 
können, wenn man bedenkt, daß ſich die Nation plötzlich vor die Auf— 
gabe eines nationalen Staates geſtellt ſah, den unſer Volk ſeit dem 
Zeitalter der Reformation entbehrt und der von einem großen Theile 
desſelben ſchon Jahrzehnte vorher mit einer gewiſſen Leidenſchaftlichkeit 
‚ erjehnt war. Es ſcheint jo natürlich, daß ſich das Intereſſe auf dies 
Neue concentrirte zumal da, wo man davon überzeugt war, daß es ſich 
darum handle, jetzt oder nie die Nation ſtaatlich zu einigen. Man wird 
es begreiflich finden, wie ein Theil der Gebildeten die Nation begann 
abgöttiſch zu verehren und einer überſpannten Vorſtellung von der 
Bedeutung des Staatlichen und Politiſchen Raum geben konnte, die 
man nicht mit Unrecht mit dem Namen der Staatstrunkenheit bezeich— 
net hat. Mit einem Schlage ſoll der Staat die einzige ſittliche Ge— 
meinſchaft ſein, in welcher ſich alle ſittlichen Intereſſen conzentriren; 
von ſeiner ſittlichen Allmacht verſpricht man ſich Wunder und träumt 
von einem goldnen Zeitalter, das anbrechen müſſe, wenn nur erſt der 
nationale Staat vollſtändig eingerichtet und ſeiner Machtſphäre alles 
untergeordnet. Und weil unſrer Zeit unverkennbar eine große poli- 
tiſche Aufgabe zugefallen, an deren Erfüllung ſie mit nicht zu verken— 
nender Energie ſich gemacht, ſo iſt es gekommen, daß die geſtaltende 
Arbeit dieſer Zeit auch auf den übrigen Gebieten beginnt von demſel— 
ben Typus, dem politiſchen, beherrſcht zu werden. Was wir ſonſt dem 
Evangelium zuzuſchreiben gewohnt waren, das ſoll nun von der Poli— 
tik erwartet werden. Zu den Problemen der Wiſſenſchaften ſoll auch 
das neue über die politiſche Verwerthung derſelben hinzukommen; nichts 
ſoll vor dem Geiſte der Politik bewahrt bleiben, ſelbſt die ſittliche Ar⸗ 
beit an der eignen Perſönlichkeit ſoll ihrem innerſten Kerne nach zu 
einer politiſchen Selbſterziehung werden. 
Ich wiederhole, man wird dieſe überſpannte Werthſchätzung des 
Politiſchen in unſrer Zeit ſich geſchichtlich erklären können, aber man 
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wird ſich darum noch nicht ſelbſt diefes Irrthumes und Wahnes ſchul⸗ 
dig zu machen brauchen. Vor allem iſt es Sache des Chriſten, ſich dem 
gegenüber die ihm gebührende Nüchternheit zu bewahren und die Dinge 
in dem Werthe zu erkennen und zu belaſſen, den ſie wirklich haben. 
Der Chriſt wird der Politik gegenüber das Recht der individuellen, 
durch das Gewiſſen gebundnen Perſönlichkeit, wie es bereits von anti⸗ 
ken Dichtern der Staatsomnipotenz gegenüber vertreten iſt, und wie 
es für ihn in ewig vorbildlicher Weiſe in den glaubensſtarken Perſön⸗ 
lichkeiten des neuen Teſtamentes ausgeprägt iſt, für ſich in Anſpruch 
nehmen dürfen. Daß ſeine ſittliche Perſönlichkeit intact bleibe, wird 
ihm höher ſtehn als ſeine Zugehörigkeit zu dieſer oder jener politiſchen 
Fraction, höher als die Gunſt derer, welchen er in andern Dingen zu 
Gehorſam verpflichtet iſt. Des zum Zeugniß tritt uns in dieſer 
Stunde ungeſucht das Bild jenes innigen und ſinnigen Sängers unſrer 
lutheriſchen Kirche entgegen, deſſen Mund heute vor 200 Jahren durch 
den Tod für dieſes zeitliche Leben geſchloſſen worden. — Der Chriſt 
wird ferner der Familie, als der erſten und urſprünglichſten ſittlichen 
Gemeinſchaft, welche Gott gewollt, ein Recht zuerkennen, das der Staat 
und die Politik nicht abrogiren können. My house is my castle, 
dieſer Grundſatz eines politiſch großen Volkes weiſt darauf hin, daß 
es eine Sphäre des ſittlichen Gemeinſchaftslebens giebt, welche dem 
Politiſchen verſchloſſen bleibt. — Und weiter das geſammte Gebiet der 
Cultur vom geſelligen Verkehre bis zu den Künſten und Wiſſenſchaften, 
hat es nicht ſeinen ſelbſtſtändigen, rein humanen Werth ganz abgeſehn 
von dem Nutzen, der dadurch einer Nation gewährt wird? Soll da⸗ 
durch nicht eine Steigerung der Geſittung der geſammten Menſchheit 
erzielt werden? Es liegt ja in der Natur der Sache, daß auch in 
dieſen Dingen die nationale Herkunft der Handelnden zum Ausdruck 
kommen wird, und man beſorge daher nicht, daß ſie das nationale Ge⸗ 
präge ihrer Pfleger verleugnen werden — das vermag mur eine je 
ſuitiſche Pflege der Wiſſenſchaft —, aber auch in dieſe Dinge die Po⸗ 
litik hineinzutragen und dem entſprechend dieſelben „machen“ zu wollen, 
ſtreitet mit der erſten Forderung der Wiſſenſchaft und Sittlichkeit, 
mit der Wahrheit. Die Herrſchaft der Politik auf dem Gebiete der 
freien Künſte bringt nur ſolche zwitterhaften Gebilde hervor, wie ſie in 
den Zeiten des Auguſtus und Ludwigs XIV. in die Erſcheinung ge⸗ 
Lreien: 
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| Endlich aber darf die geiſtigſte aller ſittlichen Gemeinſchaften, die 
Kirche des Herrn, das Recht völliger Freiheit und Unabhängigkeit von 
der Politik auf dem ihr eignen Gebiete in Anſpruch nehmen. Es giebt 
für den Chriſten ein kirchliches Adyton, in das darf keine Politik ein⸗ 
dringen. Dasſelbe liegt nicht in dem äußeren Kirchenthume, nicht in 
der Verfaſſung oder äußern Organiſation der Kirche, nicht in der 
ſacroſancten Machtbefugniß des geiſtlichen Amtes, ja nicht einmal in 
der rechtlichen Anerkennung des Bekenntniſſes von Seiten des Staates, 
ſondern nach lutheriſcher Auffaſſung lediglich und allein in der lautern 
und reinen Predigt des Evangeliums und in der Darreichung der 


Sakramente gemäß dem Evangelium. Es iſt hier nicht der Ort nach- — 


zuweiſen, daß es ſich in der ſogen. kirchenpolitiſchen Geſetzgebung, 
welche die Gemüther gewaltig in Aufregung geſetzt, nicht in einem 
einzigen Falle um ein Eingreifen in dieſes innerſte Heiligthum der 
Kirche gehandelt hat, weshalb ein Chriſt, wofern er die politiſchen 
Erwägungen der Geſetzgeber theilt, zu dieſer Geſetzgebung nicht in 
Oppoſition zu ſtehn braucht, ſondern ihre Nothwendigkeit anerkennend, 
zu deren Durchführung willigen Gehorſam leiſtet. Eine Untreue gegen 
die Kirche wird doch wohl nur der darin erkennen, deſſen Gewiſſen 
nicht durch das Wort Gottes, ſondern durch Rom gebunden iſt. 
Dennoch wiederhole ich es, in das innerkirchliche Heiligthum kann 
der Staat nicht eingreifen, und die Stellung, die man zu ihm ein— 
nimmt, hat durchaus keine Beziehung zu den innerkirchlichen Gütern. 
„Politik und Glauben ſind zwei verſchiedene Dinge. Iſt man zu dieſer 
Erkenntniß gekommen, ſo wird man auch gegenüber den Fragen der 
kirchlichen Geſetzgebung eine klare und feſte Poſition einnehmen. Nir- 
gends thut unſrer Gegenwart Nüchternheit mehr noth, als an dieſer 
Stelle. Es iſt faſt, als wären die klaſſiſchen Stellen im 28. Artikel 
der Augsburgiſchen Confeſſion vergeblich geſchrieben, daß man geiſtlich, 
und weltlich Regiment nicht in einander mengen und werfen ſoll. Man 
mißkennt die Aufgabe der kirchlichen Geſetzgebung, wenn man ſich ihr 
gegenüber durch politiſche Erwägungen, durch Sympathien oder Anti— 
pathien politiſcher Art glaubt beſtimmen laſſen zu müſſen, wenn man 
einen Geſetzentwurf etwa deswegen für gut oder für verwerflich glaubt 
halten zu dürfen, weil er in Berlin oder in Hannover ausgearbeitet 
iſt. Kirchliche Fragen ſollen rein aus der Natur der Sache beurtheilt 
werden. Das iſt eine Erkenntniß, die mitten in der politiſchen Zeit 
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die Selbſtſtändigkeit und Selbſtberechtigung andrer Culturintereſſen 
ausſpricht. Und wenn der Chriſt auch alles ſein und damit auch das 
politiſche Leben ſein nennen darf, ſo weiß er doch, daß ihn nichts, alſo 
auch dieſes nicht gefangen nehmen ſoll. Aus dieſem Grunde wird er 
ſeinem Intereſſe an der Politik nicht denſelben Werth beilegen, wie 
ſeinem Laufen nach dem vorſteckten Ziele der himmliſchen Berufung, 
und die ſtaatliche Entwicklung ſeines Volkes kann für ihn nicht von 
derſelben Bedeutung ſein, wie die Ausbildung der eignen ſittlichen 
Perſönlichkeit und die Einbildung des Reiches Gottes in dieſe Welt 
und in die Genoſſen ſeines Volkes. Sein Intereſſe an der Politik 
abſorbirt nie ſeine Glaubensgemeinſchaft mit dem Herrn und er wird 
dem Gedanken Rothe's nie zuſtimmen, daß die Kirche im Staate 
aufzugehen habe. — Und warum ſolches alles? — Weil ſich dem 
Chriſten ſein Volk und deſſen politiſche Geſtaltung zwar als Ordnun⸗ 
gen ſeines Gottes darſtellen, die er als ſolche zu achten und zu ehren 
hat und zu denen er ſchon durch Geburt oder Wahl eine natürliche 
Zuneigung beſitzt, aber als ſolche Ordnungen Gottes, die nirgends die 
Verheißung eines bleibenden Beſtandes haben, ſo daß der vermeſſen 
urtheilt, der ihnen eine Dauer bis ans Ende der Tage zuſchreibt. Die 
Kirche des Herrn aber hat die Verheißung, daß auch die Pforten der 
Hölle ſie nicht überwältigen ſollen, und ſeinen Worten hat der Herr 
die Verheißung gegeben, daß ſie nicht vergehen werden, wenn auch 


Himmel und Erde vergehen. 


Unſre Väter hatten einſt auf ihr Panier geſchrieben: Verbum 
domini manet in aeternum. Wir werden ihrem Wahlſpruche nicht 
untreu, wenn wir auf Grund des Wortes dem Chriſten das Recht 
zuerkennen, wie an den übrigen Intereſſen des geiſtigen Lebens auch 
an dem politiſchen Leben ſeines Volkes ſich zu betheiligen, jedoch in 
dem Sinne, daß die dieſer Welt brauchen, derſelben nicht mißbrauchen. 
Es wird der Chriſt durch feine chriſtliche Erkenntniß 
davor bewahrt bleiben, ſich einer falſchen 1 
tzung des Politiſchen ſchuldig zu machen. 

Seine chriſtliche Durchbildung wird fi) aber noch nach einer an⸗ 
dern Seite hin geltend machen, und darauf möchte ich noch in Kürze 
hinweiſen. 

Der Chriſt hat ein Anrecht an das politiſche Leben, und doch wird 
nicht ein und dasſelbe Maß des Intereſſes an demſelben von allen 
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Chriſten gefordert werden können. Nicht nur wird feine Neigung und 
ſeine Bildung, wie wir bereits ſahen, oder der jeweilige Stand der 
politiſchen Fragen ihn nach dieſer oder jener Seite hin engagiren; es 
wird vor allem auch die berufliche Stellung in Betracht kommen, die 
er der ſtaatlichen Entwicklung ſeines Volkes gegenüber einnimmt. Ihm 
gilt in dieſer Beziehung die Weiſung der Schrift: Hat jemand ein 
Amt, ſo warte er ſeines Amtes und greife nicht in das eines andern über. 
Wer von Berufswegen ſich mit der Politik zu beſchäftigen hat, ſei es, 
daß er eine Stellung in dem obrigkeitlichen Regieramte einnimmt, ſei 
es, daß er als Mitglied der Volksvertretung Einfluß auf die Ge— 
ſetzgebung ſeines Vaterlandes auszuüben hat, wird in ganz andrer 
Weiſe active Stellung zu den politiſchen Tagesfragen einnehmen müſſen, 
als etwa der Journaliſt oder der Hiſtoriker; und für dieſe werden 
wiederum die politiſchen Erörterungen einen ganz andern Werth haben, 
als etwa für den Geiſtlichen und Lehrer. Namentlich werden Geiſt— 
liche und Lehrer in deny ſelteſten Fällen ſich einer politiſchen Partei 
anſchließen, weil ihre berufliche Aufgabe auf einem andern Gebiete liegt 
und der Art iſt, daß die prononcirte Befolgung eines beſtimmten poli— 
tiſchen Parteiprogrammes ihren Einfluß in ſeelſorgeriſcher und erzieh— 
licher Beziehung beeinträchtigen könnte. Denn wie die Dinge der— 
malen liegen, wird der Geiſtliche nicht von allen ſeinen Beichtkindern 
und der Lehrer nicht von allen Eltern ſeiner Schüler oder von dieſen 
ſelbſt die Objectivität der Anſchauung erwarten dürfen, daß ſie das 
berufliche und politiſche Leben der Einen wie der Andern auseinander 
zu halten wiſſen, auch wo es von denſelben wirklich auseinandergehal— 
ten wird. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Niemand, auch nicht der 
Geiſtliche und nicht der Lehrer, den politiſchen Standpunkt, den er ein- 
nimmt, zu verleugnen hat; es wird auch Momente geben, wo es für 
ihn zur Pflicht wird, unvertuſcht Farbe zu bekennen. Geſchähe dies 
mehr und offenkundiger, als es geſchieht, ſo würden wir gewiß weniger 
verworrene Verhältniſſe haben. Jedenfalls aber und unter allen Um— 
ſtänden iſt es eine Verirrung der bedenklichſten Art, wenn etwa ein 
Prediger als ſolcher von Amtswegen feinen Einfluß auch auf die poli> 
tiſchen Verhältniſſe ausdehnen wollte, oder gar den Beichtſtuhl und die 
Kanzel dazu mißbrauchte, um für die eine oder andere politiſche Partei 
zu werben oder gegen dieſen oder jenen geſetzgeberiſchen Act ſeine Ge— 
meine einzunehmen. Dazu hat er nicht Macht, denn es iſt nicht ſeines Amtes. 
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Aber auch da, wo der Chriſt ſich direct am politiſchen Leben 
theiligt, wird er feine chriſtliche Natur nicht verleugnen. Er wird 
vor allem für ſeine Perſon die Verfolgung jeder Art egoiſtiſcher Zwecke 
ablehnen, wie er ſich frei hält von ſelbſtſüchtigen Motiven. Das Wohl 
des „Gemeinen Beſten“ iſt das Ziel, das er erſtrebt. Auch wo er 
ſich einer beſtimmten politiſchen Partei anſchließt, wird er zu dieſer 
doch eine freiere Stellung einnehmen. Er weiß ſich zu theuer erkauft, 
um nicht der Menſchen Knecht zu werden. Weil er ferner aus der 
Wahrheit wiedergeboren iſt, wird auch ſein politiſches Handeln aus 
der Wahrheit ſein. Er wird nie Fleiſch für ſeinen Arm halten. Er 
wird aber auch nicht nur dem einzelnen politiſchen Gegner, ſondern 
auch der ganzen gegneriſchen Partei diejenige billige Rückſicht und das⸗ 
jenige Wohlwollen entgegentragen, welche als die erſten und nothwen⸗ 
digſten Aeußerungen ſittlicher, um wie viel mehr chriſtlicher Durchbil—⸗ 
dung angeſehen werden müſſen. Wo der Chriſt ſich an dem politi- 
ſchen Parteileben betheiligt, wird er ſich von dem Parteigetriebe frei 
halten, welches zu einer Tyrannei führt und ſeine Ueberzeugung nur 
dadurch zu vertreten weiß, daß es den ſittlichen Charakter der Gegner 
in den Staub zieht. Iſt es ſchon nicht zu rechtfertigeu, wenn ein 
Kampf um politiſche Prinzipien, die ſich nur dann ausſchließen würden, 
wenn der Fortſchrittler in der beſtehenden Ordnung „kein göttlich bin- 
dendes Recht“ und der Conſervative „nichts als göttlich bindendes 
Recht“ anerkennte, zu einem reinen Fractionskampfe würde; ſo iſt es 
verwerflich, wenn der Parteiſtreit mit der niedrigſten aller Leiden⸗ 
ſchaften, mit gemeinem Egoismus, geführt wird. Wahrhaft widerlich 
aber iſt es, wenn die politiſche Gegnerſchaft zu einem Anlaß fanatiſchen 
Haſſes wird, der Bundesgenoſſen ſucht, wo er ſie findet, ob er darum 
liebäugeln und buhlen muß und gezwungen wird, die eignen Grund⸗ 
ſätze ſeiner Partei mit vollem Bewußtſein zu verleugnen. 

Sieht man ſich das politiſche Parteitreiben der Gegenwart und 
namentlich auch unſre politiſche Parteipreſſe darauf hin an, ſo erhellt 
gewiß leicht, daß hier den Chriſten noch eine große Arbeit vorliegt, ehe 
ſie der Aufgabe nachgekommen, das Licht der Welt zu ſein. Man 
wird dieſer Aufgabe nicht dadurch gerecht, daß man ab und an mit 
einigen Blitzen oder Leuchtkugeln geiſtreicher Gedanken um ſich wirft; 
dem Gebote des Herrn kommt nur der nach, welcher des Lichtes Art 
hat und in gleichmäßigem Scheine allen denen leuchtet, die im Hauſe 
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ſind. Die chriſtliche Milde iſt nicht der letzte Schmuck, welcher den 
Chriſten zieren ſoll; die Darſtellung derſelben im Leben aber iſt die 


5 Aufgabe, die einer in ſich geſchloſſenen chriſtlichen Perſönlichkeit auch in 
unſrer Zeit mit ihrem vorwiegend politiſchen Gepräge geworden ift. 


Auch in dem politiſchen Parteileben hat ſich der Chriſt 
als eine durch den Geiſt Chriſti geläuterte Perſönlich— 
keit zu bewähren. 

Es iſt alſo eine hohe ſittliche Aufgabe, welche dem Chriſten in 
unſrer fo ausgeprägt politiſchen Zeit geworden iſt. Man ſage nicht, 
die aufgeſtellten Forderungen ſeien falſch, weil ſie in Wirklichkeit nicht 
erfüllt werden, auch nicht von denen, die ſie geſtellt. Sie ſind ſo 
wahr wie alle ſittlichen Forderungen, die ein Ideal ausſprechen, das 
kein Sterblicher erreicht; ihnen nachzuleben bleibt aber dennoch die Auf— 
gabe eines Menſchen, der entſchloſſen iſt, als ein ſittlicher Charakter zu 


leben. Sollte es nicht die Aufgabe des Chriſten fein, ſich mitten in 


der wirklichen Welt, in welche ſein Gott ihn hineingeſtellt hat, als 
eine chriſtliche Perſönlichkeit, als ein Kind Gottes zu bewähren? Mir 
ſteht dieſe Aufgabe feſt, und ich weiß mich darin einig mit den Tenden- 


zen der Männer, die zu dem evangeliſch-lutheriſchen Vereine zuſam⸗ 


mengetreten ſind. 

Dieſer Verein iſt durch böſe und durch gute Gerüchte gegangen, 
und das wird ihm auch künftig nicht erſpart bleiben. Er wird ſich 
dadurch nicht beirren laſſen dürfen, ſondern die einmal von ihm ausge- 
ſprochene Wahrheit der Nichtvermiſchung des Kirchlichen und Politiſchen 
auch ferner zu vertreten haben. Seine Bedeutung für eine geſunde 
Entwicklung unſrer evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche in kirchlichem 
Sinne mitten in dem weſentlich politiſchen Gepräge, welches unſre 
Zeit trägt, und mitten in dem politiſchen Parteigetriebe, welches auch 
in der Kirche aufzuſproſſen und dieſe zu überwuchern droht, ſteht dann 
zuverſichtlich zu hoffen. Gott gebe es zum Segen ſeiner Kirche und 
zum Heile unſeres Volkes. — 
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Von demſelben Verfaſſer erſchien in gleichem Verlage: 


| Zur Methodik 
der bibliſchen Geſchichte.“ 
Eine hiſtoriſch-genetiſche Unterſuchung. 

1. Theil. 
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Buchdruckerei von Arnold Weichelt in Hannover. i 


